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Finanzen & Budget
Ein funktionierendes und verlässliches 
Wirtschafts- und Finanzsystem bildet die 
Grundlage für den Erhalt unseres Wohlstandes, 
sichert die nachhaltige Finanzierung unseres 
Sozialstaates und spielt eine Schlüsselrolle in 
der Bewältigung neuer Herausforderungen 
wie der Globalisierung, des Klimaschutzes 
und der Digitalisierung.

Die Bundesregierung bekennt sich zu einer 
Finanz- und Budgetpolitik, die fiskalische 

Stabilität sicherstellt und den heimischen 
Unternehmerinnen bzw. Unternehmern und 
Arbeitnehmerinnen bzw. Arbeitnehmern 
Planungssicherheit bietet. Der Staat soll 
dabei mit gutem Beispiel vorangehen und 
mit dem Geld der Steuerzahlenden sorgsam 
umgehen, während er überall dort, wo es 
sinnvoll und notwendig ist, Spielräume 
schafft, um durch öffentliche Investitionen 
das Allgemeinwohl zu fördern.



Seite 69

Regierungsprogramm 2020 – 2024

Fahne Österreich

Stabile wirtschaftliche  
Rahmenbedingungen sicherstellen
• �Die Bundesregierung bekennt sich zu 

dem wirtschaftspolitischen Ziel eines aus-
geglichenen Bundeshaushalts, abhängig 
von konjunkturellen Entwicklungen und  
Erfordernissen.

• �Die Bundesregierung bekennt sich zu dem 
wirtschaftspolitischen Ziel, die Schulden-
quote der Republik weiter in Richtung 
Maastricht-Ziel von 60% zu senken. Unab-
hängig davon werden die notwendigen 
Klima- und Zukunftsinvestitionen sicherge-
stellt. Die Bundesregierung verbindet damit 
fiskalische Stabilität und Verantwortung ge-
genüber zukünftigen Generationen.

• �Die Bundesregierung verfolgt mit ihrer Bud-
getpolitik ökonomische, ökologische und 
soziale Ziele. Als Handlungsgrundlage die-
nen auch europäische und internationale 
Verpflichtungen, insbesondere das Pariser 
Klimaabkommen.

• �Die Bundesregierung ändert die Steuer- und 
Abgabenstruktur. Ziele sind: eine Entlastung 
der Menschen, eine Senkung der Steuer- 
und Abgabenquote, eine ökologisch-soziale 
Reform mit Lenkungseffekten zur erfolgrei-
chen Bekämpfung des Klimawandels sowie 
der Erhalt und Ausbau von Innovationskraft, 
Nachhaltigkeit und Wettbewerbsfähigkeit 
der österreichischen Wirtschaft.  

• �Die Bundesregierung setzt sich für die  
Veranlagung öffentlicher Mittel (z.B. bei 
Beteiligungen des Bundes im Rahmen der 
gesellschaftsrechtlichen Möglichkeiten) 
in nachhaltige und ökologische Anlage- 
formen ein.

• �Berücksichtigung der Gleichstellungsziele 
der Ressorts bei großen Regierungsvorha-
ben (z.B. Steuerreform); Weiterentwicklung 
und Verbesserung des Berichtswesens (z.B. 
Förderbericht)

• �Prüfung einer „Bürger-Stiftung Klima-
schutz“: Anreize schaffen, Private dazu zu 
bewegen, in den Klimaschutz zu investieren. 
Gelingen soll das mithilfe einer „Bürger- 
Stiftung Klimaschutz“, die Bürger-Anleihen 
vergeben soll.

• �Die Bundesregierung bekennt sich zur  
Auflage von Green Bonds durch die ÖBFA. 
Institutionelle Investoren und die Bevölke-
rung können sich damit an der Klimawende 
beteiligen. 



Seite 70

Regierungsprogramm 2020 – 2024

Fahne Österreich

Zukünftiger Finanzausgleich

Rahmenbedingungen für Glücksspiel

• �Die Bundesregierung bekennt sich zum  
Instrument des Finanzausgleichs.

• �Vor dem Hintergrund zukünftiger Heraus-
forderungen soll der Aufgabenorientierung 
stärkeres Augenmerk zukommen.

• �Mögliche zusätzliche Mittel für den 
ÖPNV sollen vor dem Hintergrund der 
notwendigen Ersterschließung bzw. der 
Wiederaktivierung und des notwendigen 
Ausbaus bereits vorhandener Strecken 

als Investitionsanreiz dienen und vor-
rangig unterversorgten Gebieten durch 
verbindliche Leistungsindikatoren wie 
Streckenlänge, Anzahl der Fahrzeuge, 
Fahrplankilometer, Platzkilometer, Perso-
nenkilometer, Anzahl der Fahrgäste und 
dergleichen gewichtet zugeteilt werden. 
Damit soll der Umstieg auf den ÖPNV 
deutlich erleichtert werden. 

• �Die Bundesregierung strebt die Ökologisie-
rung der Wohnbauförderung an. 

• �Die Bundesregierung bekennt sich zu einer 
Bekämpfung des illegalen Glücksspiels und 
zu einer Ausweitung des Spielerschutzes. 

• �Die Bundesregierung strebt eine Entflech-
tung der unterschiedlichen Rollen des BMF 
im Bereich des Glücksspiels an. 

• �Die bestehenden Abgaben sollen evaluiert 
werden, vor dem Hintergrund einer  
Einschränkung der Glücksspielaktivitäten, 
bei gleichzeitiger Erhöhung der Bundes-
sportförderung. 

• �Maßnahmen zur Erreichung der oben ge-
nannten Ziele sind z.B. effektive Instrumente 
zur Bekämpfung des illegalen Glücksspiels, 
Einschränkung von Werbemöglichkeiten, 
Möglichkeit der Selbstsperre von Spielerin-
nen und Spielern, Prüfung einer effektiven 
Behördenstruktur, Evaluierung der zahlen-
mäßigen Beschränkung von Video-Lot-
tery-Terminals im Glücksspielgesetz. 
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Teilhabe am Kapitalmarkt und  
private Altersvorsorge stärken
• �Erarbeitung einer Behaltefrist für die Kapital

ertragsteuerbefreiung für Kursgewinne bei 
Wertpapieren und Fondsprodukten  

• �Ergänzend zur staatlichen Pensionsvorsorge 
auch entsprechende Rahmenbedingungen 
für die private Pensionsvorsorge schaffen

o �Rahmenbedingungen für einen General-
pensionskassen-Vertrag: Möglichkeit der 
Übertragung von Kapital aus einer Vorsor-
gekasse (z.B. Abfindung) in eine Pensions-
kasse (z.B. bei einer neuen Arbeitgeberin 
bzw. einem neuen Arbeitgeber) 

o �Rechtliche Rahmenbedingungen für mög-
liche Verwaltungsvereinfachungen bei 
Pensionskassen und Mitarbeitervorsorge-
kassen schaffen

o �Weiterentwicklung zur Optionalität zwi-
schen Vorsorgeplänen mit und ohne Ka-
pitalgarantie bei der freiwilligen privaten 
Vorsorge. Im Rahmen der Optionalität 
Angebot von Produkten mit Kapitalga-
rantie zur Veranlagung in sichere und 
nachhaltige Anlagen 

o �PensionsApp: Zusammenführung der  
drei Säulen in einer App für jede Bürgerin 
und jeden Bürger zur Schaffung von  
Transparenz unter Berücksichtigung von 
Datenschutz. Ausbaufähigkeit zur spä-
teren Risikosteuerung der individuellen  
Pensionstöpfe

• �Stärkung der Financial Literacy von Jung 
und Alt

o �Verstärkte Eingliederung der Grund-
lagen des Wirtschaftsverständnisses 
und Finanzwissens sowie der kritischen  
Finanzbildung und ihrer Bedeutung für 
die Gesamtwirtschaft und die Gesellschaft 
in heimische Lehrpläne

o �Ziel der Teilnahme Österreichs am ent-
sprechenden Modul der PISA-Tests

o �Lebenslange, berufsbegleitende Lehr-
angebote zum Kapitalmarkt mit privaten 
Partnern, um gesamtgesellschaftliche Teil-
habe zu ermöglichen

• �Digitalisierung im österreichischen Kapi-
talmarkt vorantreiben: z.B. digitale Schuld-
verschreibung (für Wertpapiere, Anleihen, 
Zertifikate etc.) und Bekämpfung der Finanz-
kriminalität (z.B. pattern recognition und Ein-
satz von KI) bzw. Fortsetzung der Tätigkeit 
des FinTech-Beirats
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Ökologisierung vorantreiben
• �Erarbeitung eines Modells zur aktiven  

Beratung von Gemeinden und Ländern 
hinsichtlich ökologischer und nachhaltiger 
Infrastrukturprojekte und Sanierungsmaß-
nahmen sowie deren Finanzierung un-
ter Einhaltung des innerösterreichischen  
Stabilitätspaktes

• �„Green Supporting Factor“ auf europäi-
scher Ebene: Im Kampf gegen den Klima-
wandel werden wir auch den tatkräftigen 
Beitrag von Start-ups und KMUs brauchen, 
die jene Innovationen beschleunigen, die 
uns ein CO2-neutrales Leben und Wirt-
schaften ermöglichen. Die Bundesregie-
rung wird sich daher auf europäischer 
Ebene dafür einsetzen, dass Banken für 

Kredite, die effektiv dazu beitragen, den 
Übergang zu einer nachhaltigen, klima-
neutralen Wirtschaft zu beschleunigen, 
weniger Eigenkapital hinterlegen müssen. 
Ein solcher „Green Supporting Factor“ 
würde die Vergabe von „grünen Krediten“  
erleichtern und somit einen wertvollen  
Beitrag zur Erreichung unserer europäi-
schen Klimaziele leisten.

• �Die Bundesregierung wird das Vergaberecht 
als wichtiges Instrument zur Bekämpfung 
des Klimawandels nutzen. Dazu ist das Best-
bieterprinzip um verbindliche ökologische 
Kriterien für die angebotenen Produkte und 
Dienstleistungen zu erweitern (z.B. öffentli-
che Bautätigkeit).

Einsatz auf EU-Ebene für  
einen starken Kapitalmarkt
• �Vorschlag Bankenunion auf EU-Ebene re-

formieren: Verstärkte Zusammenarbeit des 
Bankensektors auf EU-Ebene wünschens-
wert, aber eine neue Systematik einer euro-
päischen Einlagensicherung soll nicht dazu 
führen, dass Banken mit Bilanz-Disziplin für 
andere Banken, die hohe Verluste schrei-
ben, Haftung übernehmen.

• �Proportionalität: Österreichs Stimme bei 
Verhandlungen zu Bankenregulierung in der 
EU für mehr Proportionalität nutzen. Nicht 
alle Regeln, die für internationale Großban-
ken wichtig sind, müssen auch auf kleinere 
heimische Banken zutreffen.

• �Die Bundesregierung bekennt sich aktiv  
gegen den Einsatz von „Green Washing“ 
bei der Festlegung von Nachhaltigkeits- 
klassifizierungen.

• �Einsatz für Umsatzsteuerabzugsfähigkeit auf 
EU-Ebene: Die Bundesregierung wird sich 
auf europäischer Ebene dafür einsetzen, 
dass die Trennlinie zwischen umsatzsteuer-
freien Bankumsätzen und Nicht-Bankum-
sätzen besser ausgearbeitet wird, um die  
Abzugsfähigkeit zu erhalten.
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Entbürokratisierung  
im Kapitalmarkt-Bereich
• �Das Finanzministerium und das Justizminis-

terium evaluieren gemeinsam mit den Auf-
sichtsbehörden regelmäßig eine mögliche 
Übererfüllung von EU-Richtlinien für den 
Kapitalmarkt (Gold-Plating). 

• �Laufender Dialog mit Wiener Börse zum Ab-
bau unnötiger Bürokratie bei Börsegängen 
in Österreich (besonders auch für KMUs)

• �Elektronische Kommunikation mit Kundin-
nen und Kunden soll auch für Finanz- und 
Versicherungsunternehmen zeitgemäß 
möglich sein und der gesetzliche Rahmen 
entsprechend gelockert werden, wobei der 
Datenschutz zu berücksichtigen ist.

• �Erleichterungen bei der Prospektpflicht: 
Im Alternativfinanzierungsgesetz besteht 
vereinfachte Prospektpflicht bis zu einer 
Grenze von € 5 Mio. Dies könnte, basie-
rend auf bestehendem EU-Recht, auf  
bis zu € 8 Mio. (siehe Deutschland) ausge-
dehnt werden und Finanzierungen könn-
ten soerleichtert werden.

• �Regulatory Sandbox umsetzen: Konzessi-
onspflichtige Finanz-Start-ups können ihr 
Geschäftsmodell in enger Zusammenarbeit 
mit FMA erarbeiten und so Konzessionen 
erwerben.

• �Reform des Hypothekar- und 
Immobiliengesetzes: 

o �Hypotheken sind derzeit in unterschiedli-
chen Gesetzen geregelt. Daraus ergeben 
sich teils unvollständige und widerspre-
chende Regelungen. Weiters ist historisch 
begründet nur ein eingeschränkter Kreis 
von Kreditinstituten zur Emission von 
Pfandbriefen berechtigt. Eine neue ein-
heitliche gesetzliche Regelung soll diese 
Unstimmigkeiten bereinigen sowie sicher-
stellen, dass alle Banken, die die Voraus-
setzungen erfüllen, Pfandbriefe in ihrer 
hohen Qualität begeben dürfen.

o �Modernisierung des Pfandbriefgesetzes 
(stammt in der letzten Fassung von 1927 
und muss modernisiert werden, um  
modernen Kapitalmarktanforderungen zu 
entsprechen)

• �Änderung des Abwicklungsgesetzes für 
Banken, um sicherzustellen, dass zusätzliche 
Nachrangigkeitserfordernisse für die ge-
setzlich vorgeschriebene Liquiditätsreserve 
nicht notwendig sind

• �Evaluierung der Stärkung der externen  
Rotation bei Wirtschaftsprüferinnen bzw. 
-prüfern und Bankprüferinnen bzw. -prüfern
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Steuerreform  
& Entlastung

Steuern und Abgaben sind die wichtigsten 
Einkommensquellen des Staates, mit denen 
öffentliche Dienstleistungen, Infrastruktur 
und Transferleistungen finanziert werden. 
Darüber hinaus sind Steuern auch 
ein wichtiger Lenkmechanismus, um 
individuelles Verhalten mit den Interessen 
des Allgemeinwohls in bestmöglichen 
Einklang zu bringen. Österreich ist hierbei 
in vielerlei Hinsicht ein Vorreiter. Gleichzeitig 
ist Österreich im internationalen Vergleich 
ein Land mit einer hohen Abgabenquote, 
dessen Steuersystem in den vergangenen 
Jahrzehnten durch viele Teilreformen 
komplexer geworden ist. 

Die Bundesregierung bekennt sich dazu, im 
Zuge einer geplanten Steuerstrukturreform 
die Menschen in Österreich spürbar zu 
entlasten und unser Steuersystem zu 
vereinfachen. Dabei geht es besonders 
darum, dass Haushalte mit kleinen und 
mittleren Einkommen am Ende des 

Monats wieder mehr zum Leben haben 
und sich Eigentum schaffen können. Bei 
der bevorstehenden Reform steht neben 
dieser Entlastung besonders die ökologisch-
soziale Umsteuerung im Vordergrund – 
ökologisch-nachhaltiges Verhalten soll 
künftig stärker attraktiviert werden, während 
es bei ökologisch-schädlichem Verhalten 
einer stärkeren Kostenwahrheit bedarf (unter 
Rücksicht auf die soziale Verträglichkeit 
bzw. die Wettbewerbsfähigkeit unserer 
Wirtschaft).

Die Bundesregierung ändert die Steuer- 
und Abgabenstruktur. Ziele sind: eine 
Entlastung der Menschen, eine Senkung 
der Steuer- und Abgabenquote in Richtung 
40%, eine ökologisch-soziale Reform 
mit Lenkungseffekten zur erfolgreichen 
Bekämpfung des Klimawandels sowie der 
Erhalt und Ausbau von Innovationskraft, 
Nachhaltigkeit und Wettbewerbsfähigkeit 
der österreichischen Wirtschaft. 
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02
Steuerentlastung
Der Bundesregierung ist die Entlastung der 
Menschen in Österreich ein zentrales An-
liegen. Dabei ist es besonders wichtig, dass 
diese Entlastung bei allen spürbar ankommt 
– bei Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 
genauso wie bei Pensionistinnen und Pen-
sionisten, Selbstständigen sowie Land- und 
Forstwirten. Sie alle sollen künftig mehr Netto 
vom Brutto erhalten.

Darüber hinaus ist die Entlastung der hei-
mischen Wirtschaft ein wichtiger Schritt, um 
Österreich im internationalen Wettbewerb 
gut zu positionieren. Die Bundesregierung 
berücksichtigt dabei den langfristigen Erhalt 
von Arbeitsplätzen sowie die langfristige Fi-
nanzierung des Sozialstaats. Dafür braucht es 
ein breites Set an Maßnahmen, das Steuern 
senkt, Investitionen fördert und Unternehmen 
auch verstärkt die Möglichkeit bietet, die ei-
genen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter am 
wirtschaftlichen Erfolg zu beteiligen.

Ein wichtiges Ziel der geplanten Entlastungen 
wird es auch sein, die soziale Absicherung 
unserer Landwirtschaft zu stärken. Die hei-
mischen Bäuerinnen und Bauern arbeiten oft 
unter schweren Bedingungen (z.B. vermehr-
te Ernteausfälle durch Dürre) und wir wollen 
besonders landwirtschaftliche Familienbetrie-
be entlasten, um sie in ihrer wichtigen Arbeit 
weiter zu unterstützen.

Um diese Ziele zu erreichen, werden folgende 
Entlastungsmaßnahmen umgesetzt:

• �Die Bundesregierung bekennt sich zu einer 
Entlastung der Menschen in Österreich. Um 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, Pen-
sionistinnen und Pensionisten, Selbstständi-

ge sowie Land- und Forstwirte insbesonde-
re mit geringen und mittleren Einkommen 
spürbar zu entlasten, sollen die erste, zweite 
und dritte Stufe des Einkommensteuertarifs 
reduziert werden: von 25% auf 20%, 35% auf 
30% und 42% auf 40%.

• �Ausweitung Gewinnfreibetrag: Investiti-
onserfordernis erst ab einem Gewinn von 
100.000 Euro

• �KÖSt-Entlastung auf 21%

• �KESt-Befreiung für ökologische bzw.  
ethische Investitionen (Ausarbeitung eines 
Konzepts mit klarem Kriterien-Set durch die 
zuständigen Ministerien für Finanzen und 
Klima)

• �Analog der Begünstigung für Beteiligung 
von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern am 
Kapital eines Unternehmens soll alternativ 
auch die Möglichkeit geschaffen werden, 
die Belegschaft am Gewinn zu beteiligen.

• �Sicherstellung der sozialen Absicherung für 
die Landwirtschaft (Erhöhung der Buchfüh-
rungsgrenze auf 700.000 Euro, Absenkung 
fiktives Ausgedinge auf 10%, Erhöhung der 
PV-Beitragsgrundlage für hauptberuflich 
Beschäftigte bis 27 Jahre, Angleichung der 
KV-Mindestbeitragsgrundlage auf das ASVG- 
Niveau)

• �3-Jahres-Verteilung für Gewinne in der 
Landwirtschaft

• �Einführung eines Gewinnrücktrages für Ein-
nahmen- und Ausgabenrechner analog zur 
Lösung für Künstlerinnen und Künstler
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Ökosoziale Steuerreform 
Die Bekämpfung der Klimakrise ist der  
Bundesregierung ein zentrales Anliegen. Um 
diese Aufgabe erfolgreich zu bewerkstelligen, 
ist ein Gesamtpaket an Klimamaßnahmen  
zu setzen. 

Bei diesem Gesamtpaket legt die Bundesre-
gierung ein besonderes Augenmerk auf die 
soziale Verträglichkeit, berücksichtigt regio-
nale Unterschiede und die Wettbewerbsfä-
higkeit des Standorts Österreich.

Neben Forschung und Innovationsförderung, 
gezielten Investitionen und ordnungspoliti-
schen Maßnahmen ist das Steuersystem ein 
wirksamer Hebel, um die Dekarbonisierung 
voranzutreiben und Natur und Lebensgrund-
lagen auch für künftige Generationen nach-
haltig zu erhalten. Die Herstellung von Kos-
tenwahrheit bei den CO2-Emissionen ist dafür 
erforderlich.

Die Bundesregierung treibt eine ambitionier-
te und fortschrittsorientierte Klima- und Ener-
giepolitik in Europa und der Welt voran (siehe 
Kapitel Klima & Energie). Die bisher auf euro-
päischer Ebene gesetzten Maßnahmen blei-
ben hinter dem zurück, was für die Erfüllung 
des Klimavertrags von Paris nötig wäre. 

Auch in jenen Bereichen, für die die nationale 
Klimaschutzpolitik verantwortlich ist, wie z.B. 
Verkehr und Gebäude, gibt es deutlichen 
Handlungsbedarf. Angesichts drohender 
Strafzahlungen bei Nichterreichung unserer 
Klimaziele ist eine ambitionierte Reduktion 
nationaler Treibhausgasemissionen auch aus 
finanzieller Sicht sinnvoll.

Daher wird die Bundesregierung – um ihrer 
angestrebten Rolle als Klimaschutzvorreiter in 
Europa gerecht zu werden – nationale Maß-
nahmen vorbereiten und setzen.

Die Schaffung von Kostenwahrheit für den 
Ausstoß von CO2-Emissionen geht Hand in 
Hand mit der Schaffung von Wahlmöglichkei-
ten, einer sozialen Abfederung, der Berück-
sichtigung von regionalen Unterschieden und 
der Schaffung von Umstiegsmöglichkeiten für 
Unternehmen.

Die Bundesregierung wird daher in Etappen 
eine Steuerreform auf den Weg bringen, die 
die Menschen in Österreich entlastet und pa-
rallel ökologische Kostenwahrheit im Steuer-
system herstellt.

Dazu werden in einem ersten Schritt die oben 
skizzierten Entlastungsmaßnahmen und in 
Verbindung folgende steuerlich-ökologische 
Maßnahmen gesetzt:

• �Flugticketabgabe (deutliche Erhöhung Kurz-
strecke, Erhöhung Mittelstrecke, Senkung 
Langstrecke, Anti-Dumping-Regelung): ein-
heitliche Regelung von 12 € pro Flugticket

• �NoVA ökologisieren (Erhöhung, Spreizung, 
Überarbeitung CO2-Formel ohne Decke-
lung)

• �Entschlossener Kampf gegen den Tanktou-
rismus und LKW-Schwerverkehr aus dem 
Ausland: Diese stellen eine massive Belas-
tung der österreichischen Bevölkerung dar. 
Der Tanktourismus belastet die österreichi-
sche CO2-Bilanz. Die Bundesregierung wird 
alle EU-rechtlich zulässigen Maßnahmen  
sowie nationale Maßnahmen setzen, um 
den Tanktourismus zu unterbinden und den 
LKW-Schwerverkehr zu reduzieren.

• �Ökologisierung der bestehenden LKW-
Maut (z.B. durch stärkere Spreizung nach 
Euroklassen) 
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• �Ökologisierung des Dienstwagenprivilegs 
für neue Dienstwägen (stärkere Anreize für 
CO2-freie Dienstwägen)

• �Ökologisierung und Erhöhung der Treffsi-
cherheit des Pendlerpauschales

Mit dem zweiten Schritt dieser ökosozialen 
Steuerreform sollen aufkommensneutral kli-
maschädliche Emissionen wirksam bepreist 
und Unternehmen sowie Private sektoral ent-
lastet werden. Dieser Schritt erfolgt 2022. 
Dazu setzt die Bundesregierung unverzüglich 
eine „Taskforce ökosoziale Steuerreform“ un-
ter der gemeinsamen Leitung des für Klima-
schutz zuständigen Ministeriums und des BMF 
ein. Der von der Taskforce zu erarbeitende 
Umsetzungsfahrplan orientiert sich an folgen-
den Punkten:

• �Erarbeitung des effizientesten ökonomischen 
Instrumentes zur schrittweisen Herstellung 
von Kostenwahrheit bei den CO2-Emissio-
nen in den Sektoren, die nicht dem EU ETS 
unterworfen sind, z.B. durch CO2-Bepreisung 
über bestehende Abgaben oder ein nationa-
les Emissionshandelssystem

• �Ermittlung der volkswirtschaftlichen Kosten 
von CO2-Emissionen als Referenzwert für 
Kostenwahrheit

• �Erarbeitung eines Implementierungspfades 
inklusive konkreter Maßnahmen zur Herstel-
lung von Kostenwahrheit für CO2-Emissio-
nen, die klare Lenkungseffekte haben, Plan-
barkeit sicherstellen und die Erreichung der 
Pariser Klimaziele ermöglichen 

• �Ausarbeitung sektoral differenzierter Ent-
lastungsmaßnahmen für Unternehmen und 
Private, um sicherzustellen, dass es keine 
Mehrbelastungen für die Wirtschaft und für 
Private gibt, unter Berücksichtigung vorhan-
dener Umstiegsmöglichkeiten, sektoraler 
Auswirkungen, regionaler Unterschiede der 
Lebensverhältnisse und sozialer Abfederung 
bei gleichzeitiger Wahrung des CO2-Len-
kungseffekts

• �Schaffung von Wahlmöglichkeiten und An-
reizen für den Umstieg für Unternehmen und 
Private

Die Taskforce berücksichtigt europäische Ent-
wicklungen und jene in den Nachbarländern 
bei der Entwicklung der geplanten nationalen 
Maßnahmen. Nationale Maßnahmen sind da-
bei so auf Instrumente auf der europäischen 
Ebene abzustimmen, dass durch Anrechen-
barkeit Doppelbepreisungen ausgeschlossen 
sind. 

Angesichts der Herausforderungen, vor der 
unsere Gesellschaft steht, müssen wir über 
Parteigrenzen hinweg zusammenarbeiten. 
Die Bundesregierung lädt daher alle Parla
mentsparteien zur Mitarbeit ein, sodass die  
österreichische Klimapolitik und Maßnahmen 
zur Ökologisierung des Steuer- und Wirt-
schaftssystems von einem breiten nationalen  
Konsens getragen werden.
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Sonstige steuerliche Maßnahmen

Steuerstrukturreform –  
das Steuersystem vereinfachen

• �Prüfung einer Ausweitung der Spendenabsetz-
barkeit auf weitere gemeinnützige Organisati-
onen und des Antrags- und Anerkennungs-
verfahrens für die Spendenabsetzbarkeit mit 
dem Ziel der Vereinfachung und Prüfung der 
Voraussetzung der Unmittelbarkeit

• �Steueranreizmodell für die österreichische 
Filmproduktion

• �Senkung des USt-Satzes für  
Damenhygieneartikel

• �Forcierung umweltfreundlicher betrieblicher 
Mobilität von Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern durch steuerliche Begünstigung von 
Unterstützungsleistungen (z.B. Radfahren, 
Elektroräder) 

• �Nachhaltige Besteuerung im Bereich der 
Tabaksteuer: Die Tabaksteuer für Zigaret-
ten, Feinschnitttabake und Tabak zum Er-
hitzen soll umstrukturiert bzw. angepasst 
werden, um auf diese Art und Weise eine 
nachhaltige Besteuerung dieser Tabak-
waren und die wirtschaftliche Existenz 
der Tabaktrafikantinnen und -trafikanten 
sicherzustellen. Durch Änderungen im  
Tabakmonopolgesetz sollen Maßnahmen 
getroffen werden, welche den Zielsetzun-
gen des Tabakmonopols und der lang-
fristigen Absicherung der Einnahmen der  
Tabaktrafikantinnen und -trafikanten dienen.

• �Nach der Regierungsbildung wird eine  
Arbeitsgruppe im BMF mit der Neukodi-
fizierung des Einkommensteuergesetzes 
beginnen, damit das Steuerrecht einfacher 
und fairer wird. Ein besonderes Augenmerk 
wird auf die Rechts- und Planungssicherheit 
und die Ökologisierung des Steuersystems 
gelegt werden.

• �Personengesellschaften: Es sollen die Be-
steuerung von Personengesellschaften 
(Mitunternehmerschaften) und das Feststel-
lungsverfahren attraktiviert, vereinfacht und 
modernisiert werden.

• �Zusammenlegung von Einkunftsarten: Zur Ver
einfachung sollen die selbstständigen Ein-
künfte und die Einkünfte aus Gewerbebetrieb 
zu einer Einkunftsart zusammengefasst werden.

• �Abzugsfähige Privatausgaben: Um eine 
bessere Systematik und Übersicht zu errei-
chen, sollen Sonderausgaben und außerge-
wöhnliche Belastungen unter dem Begriff  
„Abzugsfähige Privatausgaben“ zusam-
mengeführt und vereinfacht werden.

• �Die begünstigte Besteuerung des 13. und 
14. Monatsbezugs wird im Rahmen der 
Neukodifizierung unangetastet bleiben. 

• �Kalte Progression: Prüfung einer adäquaten 
Anpassung der Grenzbeträge für die  
Progressionsstufen auf Basis der Inflation 
der Vorjahre unter Berücksichtigung der 
Verteilungseffekte
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Einsatz auf internationaler Ebene
• �Einsatz für CO2-Zölle auf internationaler und 

europäischer Ebene: Es braucht weltweit 
mehr klima- und umweltpolitische Gerech-
tigkeit. Für Importe in den europäischen 
Binnenmarkt aus Drittstaaten, die den nöti-
gen Standards im Klima- und Umweltschutz 
nicht entsprechen, sollten – in Abstimmung 
mit der Welthandelsorganisation (WTO) – 
CO2-Zölle eingeführt werden.

• �Einsatz für Besteuerung von Kerosin und 
Schiffsdiesel auf internationaler bzw. euro-
päischer Ebene: Die Bundesregierung strebt 
eine verursachergerechte Besteuerung von 
Kraftstoffen im Flugverkehr und in der Schiff-
fahrt an. Dafür ist international bzw. europä-
isch akkordiertes Handeln nötig. 

• �Einführung und Fortführung der Initiative zur 
Financial Transaction Tax (FTT) auf EU-Ebene 
zielgerecht umsetzen: Die Bundesregierung 
steht zu dem Ziel, hochspekulative Finanz-
produkte, vor allem sogenannte Derivate und 
„high-frequency trading“-Aktivitäten, stärker 
zu besteuern. Der momentane Vorschlag 
der FTT-Gruppe wird diesem Anspruch aber 
nicht gerecht, sondern benachteiligt heimi-
sche Unternehmen am internationalen Kapi-
talmarkt. Österreich wird sich auf EU-Ebene 
für die Umsetzung einer zielgerechten FTT 
einsetzen.

Entlastung der Wirtschaft
• �Abschaffung der Mindestkörperschaftsteu-

er prüfen, um besonders KMUs zu entlasten

• �Abschaffung der Schaumweinsteuer

• �Prüfung der Entbürokratisierung bzw. Evaluie-
rung der Regelung zur Einlagenrückzahlung

• �Regelungen im Bereich der Abschrei-
bungsmethoden sollen im Rahmen der 

Steuerstrukturreform überprüft werden, 
z.B. steuerliche Abschreibung von ab-
nutzbaren Anlagegütern an das Unterneh-
mensgesetzbuch im betrieblichen Bereich 
angleichen.

• �Prüfung der Potenziale zur Senkung der 
Lohnnebenkosten ohne Leistungsreduktion
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Vereinfachung und moderne Services
• �Ausbau des Steuerombudsdienstes für  

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer  
(z.B. Beschwerdewesen im Zusammen-
hang mit Verfahrensdauern und inhaltliche  
Meinungsverschiedenheiten)

• �Unternehmen sollen einen Rechtsanspruch 
auf Durchführung einer Betriebsprüfung 
zur verbesserten Planungs- und Rechts- 
sicherheit haben, soweit es bestehende 
Prüfkapazitäten zulassen. 

• �Prüfung von Verfahrensbeschleunigungen 
bzw. Prozessoptimierungen (z.B. Analyse 
des Beschwerdevorentscheidungsverfah-
rens, schnellere Verfahren beim Bundes-
finanzgericht, Möglichkeit zur Schließung 
des Ermittlungsverfahrens)

• �Klare und praktikable Regelungen zur  
Abgrenzung von Dienst- und Werkverträgen 
sollen gefunden werden. 

• �Reduktion der (Einzel-)Meldepflicht für Un-
ternehmen durch automatisierte Übermitt-
lung von meldepflichtigen Daten von der 
Sozialversicherung an die Statistik Austria 
und das Bundesministerium für Finanzen 
unter Wahrung des Datenschutzes

• �Die Prüfungszuständigkeit für Privatstiftun-
gen soll bei der Großbetriebsprüfung ange-
siedelt werden.

• �Modernisierung der Bundesabgabenord-
nung (BAO) mit dem Ziel der Prozesseffizi-
enz und der Wahrung hoher Qualität (z.B. 
Reform des Verfahrensrechts, Verkürzung 
der Verfahrensdauer, Weiterentwicklung/
Einführung von kooperativen Verfahren, 
begleitende Kontrolle, Ausweitung des  
Auskunftsbescheids)

• �Schaffung einer automatisierten Vorprüfung 
mit vorgelagerten Kontrollalgorithmen 
für die Umsatzsteuer, Einkommensteuer 
und Körperschaftsteuer, um im Rahmen 
der Selbstveranlagung das Verfahren zu  
beschleunigen 

• �Neue digitale Angebote der Finanzver-
waltung: z.B. Apps für Terminerinnerun-
gen oder mobile Zahlungsmöglichkeiten,  
Einziehungsauftrag für Abgabenschulden 

• �Weitere Modernisierung der Steuer- und 
Zollverwaltung (strukturelle Reform) unter 
Berücksichtigung der Möglichkeiten der  
Digitalisierung (effizientere elektronische 
Abwicklung) 

• �Digitaler Datenaustausch auf Basis  
international anerkannter Standards: Für  
Unternehmen (insbesondere KMU) wird die 
technische Möglichkeit zur Übermittlung 
der Daten des Rechnungswesens für digita-
le Prüfung geschaffen (auf freiwilliger Basis 
und unter Wahrung des Datenschutzes). 

• �Festhalten an Jahressteuergesetzen  
(einmal im Jahr) – statt wie bisher mehrere  
Abgabengesetze pro Jahr 

• �Evaluierung eines steuerneutralen Rechts-
formwechsels von Vereinen zu Genossen-
schaften
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Bekämpfung des Steuerbetrugs 
• �Die Bundesregierung bekennt sich dazu, 

konsequent gegen internationale Steuer-
verschiebungen bzw. gegen jede Art von 
Missbrauch, Steuerbetrug und Steuerver-
meidung vorzugehen, und wird Steuerrück-
stände effizient einbringen.

• �Festhalten an der eingeführten digitalen 
Konzernsteuer, zumindest bis internationa-
le Gespräche (auf Ebene der EU und der 
OECD), die Österreich unterstützt, zur Ein-
führung einer digitalen Betriebsstätte signi-
fikante Fortschritte erzielen.

• �Reverse-Charge-System: Österreich wird 
sich weiterhin dafür einsetzen, dass nicht 
nur national, sondern auch international 
alle Möglichkeiten der Steuervermeidung 
und des Steuerbetrugs unterbunden wer-
den. Das derzeit gültige Umsatzsteuersys-
tem in der Europäischen Union bietet sehr 
viele Möglichkeiten für Betrügerinnen und 
Betrüger. Durch die Einführung des Rever-
se-Charge-Systems zwischen Unternehmern 
– in dem Leistungsempfänger die Umsatz-
steuer schulden – könnte diese Betrugs-
möglichkeit wirksam bekämpft werden.
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Fahne Österreich

Standort,  
Entbürokratisierung  

& Modernisierung
Unsere Wirtschaft und unsere Arbeitswelt 
verändern sich – in Österreich, in Europa 
und auf der ganzen Welt. Österreich ist 
hier dank seiner starken, diversifizierten 
und exportorientierten Wirtschaft in 
einer guten Position. Gleichzeitig müssen 
wir darauf achten, dass wir aktiv jene 
Zukunftsindustrien identifizieren, in denen 
Österreich in den kommenden Jahren und 
Jahrzehnten international Vorreiter sein 
kann. Der Wirtschaftsstandort Österreich 
soll international wettbewerbsfähig bleiben, 
um Wertschöpfung und Arbeitsplätze in 
Österreich zu halten und auszubauen.

Darüber hinaus können wir in Österreich 
stolz sein auf unseren funktionierenden 
Rechtsstaat, mit klaren Gesetzen und 
Vorschriften, die unser Leben und 
Wirtschaften regeln. Das ist eine unserer 
größten Stärken. Über die Jahre wurden 
dabei allerdings, durch europäische und 
heimische Gesetzgebung, viele Bereiche 
des Lebens und Wirtschaftens immer stärker 
reguliert, wodurch in einzelnen Bereichen 

mit der Zeit teilweise eine aufwendige und 
komplexe Bürokratie entstanden ist.

Die Bundesregierung bekennt sich dazu, 
gemeinsam mit Wirtschaft, Wissenschaft und 
Arbeitnehmervertreterinnen bzw. -vertretern 
eine umfassende Standortstrategie für die 
Zukunft zu erarbeiten, um bestehende Stärken 
der heimischen Wirtschaft auszuweiten 
und vielversprechende Zukunftsindustrien 
zu identifizieren, um Wertschöpfung und 
Arbeitsplätze bei uns im Land zu halten und 
weiter auszubauen. Standortpolitik erschöpft 
sich nicht in Steuerpolitik, sondern beinhaltet 
ein breites Set an Maßnahmen, von 
Rechtssicherheit bis hin zu Lebensqualität.

Weiters wollen wir die Verwaltung in 
Österreich modernisieren und effizienter 
gestalten, um es den Unternehmerinnen 
bzw. Unternehmern und Arbeitnehmerinnen 
bzw. Arbeitnehmern künftig so einfach 
wie möglich zu machen, in Österreich zu 
wirtschaften und zu arbeiten, ohne dabei 
unsere hohen Standards zu senken.
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Fachkräfteoffensive für Österreichs  
Unternehmen umsetzen
• �Die Bundesregierung bekennt sich zur  

Sicherstellung des Arbeits- und Fachkräfte-
bedarfs.

• �Um die größtmögliche Anzahl der offenen 
Fachkräftestellen in Österreich besetzen zu 
können, bedarf es einer Gesamtstrategie, 
die besonders auf Aus- und Weiterbildung 
und damit die Qualifikation der Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer für die Anfor-
derungen des Arbeitsmarktes ausgerichtet 
ist. In dieser Gesamtstrategie sind auch wei-
tere Faktoren, wie z.B. Gesundheit, Mobili-
tät und Betreuungssituation („persönliche 
Lebenssituation“), zu berücksichtigen. 

• �Die Bundesregierung bekennt sich dazu, bei 
allen Maßnahmen zur Arbeits- und Fach-
kräftesicherung zuerst den österreichischen 
Arbeitsmarkt, dann die Arbeitsmärkte der 
EU-Mitgliedstaaten und dann Arbeitsmärk-
te in Drittstaaten in den Fokus zu nehmen.

• �Um die Gesamtstrategie möglichst effektiv 
umzusetzen, bekennt sich die Bundesre-
gierung zu einem verstärkten Einsatz em-
pirischer Modelle (z.B. österreichweites  
Fachkräftemonitoring).

• �Die Bundesregierung wird die Berufsbil-
dung aufwerten und das Berufsausbildungs-
gesetz modernisieren.

o �Duale Ausbildung weiter attraktivieren, 
u.a. durch die verpflichtende Evaluierung 
und Modernisierung aller Lehrberufe alle 
5 Jahre 

o �Neue zeitgemäße Ausbildungen durch 
Einführung neuer Lehrberufe schaffen 
(z.B. im Bereich Digitales oder Klima/ 

Umweltschutz) und Beschleunigung  
dieser Einführung 

o �Überarbeitung der Möglichkeit von Lehr-
lingsverbünden („Verbundausbildung“), 
um eine vermehrte Ausbildung von 
Lehrlingen auch in kleinen Betrieben –  
inklusive EPUs – zu ermöglichen

o �Kooperation von Schulen mit Unterneh-
men ausbauen (z.B. Unternehmenswoche)

o �Maßnahmen zu Rollenbildern setzen  
(z.B. Attraktivierung technischer Lehrberufe 
für Frauen und Pflege-/Care-Berufe für 
Männer)

o �Möglichkeit zur „Flexi-Lehre“ für Wieder-
einsteigerinnen bzw. Wiedereinsteiger 
und betreuende Angehörige schaffen 

o �Durchlässigkeit zwischen dem formal- 
schulischen und dem berufsbildenden 
System stärken

• �Betriebliche Lehrstellenförderung best-
möglich konsolidieren, um Zuständigkei-
ten zu bündeln und Effizienz zu steigern

• �Rot-Weiß-Rot-Karte (RWR-Karte) reformie-
ren: Konsolidierung des gesetzlichen Rah-
mens, One-Stop-Shop bei der Austrian Bu-
siness Agency, Antragstellung vereinfachen, 
Verfahren straffen, Senkung von Gehalts-
grenzen

• �Ausrichtung der ABA-Unit „Work in Austria“ 
als zentrale Plattform für die Anwerbung 
von Spezialistinnen und Spezialisten aus 
dem Ausland
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o �Aktive Bewerbung des Arbeitsstandortes 
Österreich in der EU

o �Strategisch gezielte Anwerbung von 
spezifischen Berufsgruppen bzw. aus  
bestimmten Ländern (z.B. Schwerpunkt 
„Digital Austria“, Softwareentwicklung)

• �Bestehende Jahreskontingente für  
Saisonniers für Tourismus und Landwirtschaft  
sollen bedarfsgerecht angepasst werden, 
unter Einhaltung aller arbeitsrechtlichen 
und kollektivvertraglichen Bestimmungen.

Standort- und Industriepolitik
• �Standortstrategie für die Zukunft entwickeln 

– Österreich 2040: 

o �Erarbeitung einer umfassenden Strategie 
durch die Politik, Wirtschaft, Wissenschaft 
und Sozialpartner, um aktiv jene Zukunfts-
branchen zu identifizieren, in denen Ös-
terreich international Vorreiter sein kann. 
Ziel ist es, in den kommenden Jahren und 
Jahrzehnten Wertschöpfung und Arbeits-
plätze in Österreich zu halten und weiter 
auszubauen sowie einen Beitrag zu Klima- 
und Umweltschutz zu leisten. 

o �Enge Abstimmung mit anderen politischen 
Zielsetzungen, wie etwa der FTI-Strate-
gie, der Klima- und Energiepolitik, der ar-
beitsmarktpolitischen Zielsetzung und der  
Bildungspolitik

o �Auf Stärken bauen: Bestehende Stärken 
wie z.B. die Mobilitätsindustrie, erneuer-
bare Energien und Umwelttechnik, Bio-
technologie, Mikroelektronik, Landwirt-
schaft, Tourismus und andere müssen 
weiter ausgebaut, weiterentwickelt und 
durch gemeinsame Bemühungen der 
Wirtschaft und der Politik international 
beworben werden.

o �Neue Sektoren erschließen: Entstehende 
Stärken, in denen Österreich relevante 
Wettbewerbsvorteile aufweist, müssen vor 

dem Hintergrund der Technologieneutra-
lität weiterentwickelt werden, Österreichs 
internationales Profil darin gestärkt und 
durch österreichische Produkte weltweit 
ein Beitrag zur CO2-Reduktion geleistet 
werden – wie z.B. digitale Geschäftsmo-
delle, forschungsintensive Industrien, Mo-
delle der Kreislaufwirtschaft, die E-Mobili-
tät, die Nutzung von grünem Wasserstoff 
in Verkehr und Industrie, Gesundheits-
wirtschaft und andere Bereiche, die auf 
Österreichs Verbindung von Grundlagen-
forschung, angewandter Forschung und 
industriellem Know-how bauen. 

o �Im Rahmen der Umsetzung dieser Stra-
tegie bekennt sich die Bundesregierung 
dazu, Investitionen anzuziehen. In einem 
Schulterschluss aus Politik, Wirtschaft und 
Arbeitnehmervertreterinnen und -vertre-
tern wollen wir uns in Zukunft koordiniert 
dafür einsetzen, internationale Unterneh-
mensansiedlungen und Investitionsent-
scheidungen für den Standort Österreich 
zu gewinnen. 

o �Stärkere Ausrichtung nationaler Maß- 
nahmen am „Green Deal“ der EU-Kom-
mission

- �Identifikation und Umsetzung von  
Leuchtturmprojekten im Bereich der 
Ökologisierung 
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- �Entwicklung eines strategischen Maßnah-
menplans für Umwelttechnologien sowie 
für die Kreislauf- und Recyclingwirtschaft

- �Förderung der Entwicklung einer regio-
nalen Kreislaufwirtschaft sowie Kreislauf-
wirtschaftsprojekten

- �Koordinierte Teilnahme an relevanten  
IPCEI-Programmen (Important Project of 
Common European Interest), z.B. Mikro-
elektronik, Wasserstoff, Batterien

• �Entrepreneurship fördern

o �Entrepreneurship Education: Erarbeitung 
eines Konzepts, um unternehmerisches 
Denken im Bildungssystem zu verankern, 
z.B. freiwillige „Unternehmerwoche“ ab 
der Oberstufe, um Berufsbilder und Wirt-
schaftsbetriebe kennen zu lernen und Zu-
gang zu unternehmerischem Denken zu 
ermöglichen

o �Eine Kultur der 2. Chance stärker ver-
ankern, besonders für Gründerinnen 
und Gründer von innovativen Start-ups 
und KMUs (Missbrauch soll vorgebeugt  
werden)

o �Regulatory Sandboxes umsetzen: Innova-
tive Technologien, Produkte und Dienst-
leistungen sollen in ihrer Frühphase mit 
Blick auf europäische und internationale 
Entwicklungen in einem wettbewerbsneu-
tralen Rahmen, der nach objektiven Krite-
rien ausgestaltet ist, erprobt werden kön-
nen, wenn ihre Anwendung sonst rechtlich 
nicht gedeckt ist (z.B. innovative Start-ups /  
KMUs, die neue Geschäftsmodelle,  

Technologien, Dienstleistungen oder Pro-
dukte vertreiben wollen, die sich durch 
die bestehende Gewerbeordnung nicht 
abdecken lassen). Dabei soll es zu enger 
Zusammenarbeit mit der zuständigen Auf-
sichtsbehörde kommen, um das betroffe-
ne Modell zu testen und zu adaptieren. 
Ab einem bestimmten Reifegrad (zeitlich 
bestimmt oder durch Unternehmens- 
größe) soll ein Übergang ins reguläre  
Gewerbesystem stattfinden.

• �Die Möglichkeit zur Gründung interdiszipli-
närer Unternehmen erweitern

• �Neue Gesellschaftsform schaffen: Aufbau-
end auf internationalen Beispielen soll eine 
neue Kapitalgesellschaftsform geschaffen 
werden, die besonders für innovative Start-
ups und Gründerinnen bzw. Gründer in ihrer 
Frühphase eine international wettbewerbs-
fähige Option bietet.

o �Unbürokratische Gründung (Stamm- 
kapital-Ansparmodelle, digitale Behör-
denwege, Englisch als Amtssprache)

o �Flexible Anteilsvergabe an mögliche  
Investorinnen und Investoren sowie  
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (mit  
minimalen, digitalen Behördenwegen)

o �Angepasst an österreichische Standards 
(z.B. Transparenz aller Gesellschafterinnen 
und Gesellschafter) 

o �Einsatz auf europäischer Ebene, dass eine 
einheitliche, zeitgemäße Gesellschafts-
form für innovative Start-ups und KMUs 
EU-weit umgesetzt wird („EU Limited“)
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Österreichs Wirtschaft  
international positionieren
• �Den Erfolg österreichischer Unternehmen 

auf ausländischen Märkten stärken und aus-
bauen: Alle bestehenden Bemühungen in 
der Außenwirtschaft – von den Ministerien, 
von Branchenvertreterinnen bzw. -vertretern 
und privaten Initiativen – künftig noch bes-
ser koordinieren

o �Umsetzung und Ergänzung der bestehen-
den Außenwirtschaftsstrategie anhand 
der Schwerpunktsetzungen dieses Regie-
rungsprogramms

o �Aktive Bewerbung des Standorts Öster-
reich im Ausland durch verstärkte Zusam-
menarbeit aller relevanten Stellen des 
Wirtschafts- und Außenministeriums so-
wie der Wirtschaftskammer Österreich

o �Bündelung, nach Möglichkeit, der Außen-
wirtschaftslegistik in einem Ministerium und 
verstärkte internationale Bewerbung des 
Standorts Österreich (z.B. Roadshow Finanz-
platz Österreich, regelmäßige Konferenz In-
vestInAustria). Zusätzlich soll go-internatio-
nal ausgebaut und fortgesetzt werden.

o �Erarbeitung einer Afrika-Strategie für ver-
tiefte wirtschaftliche Zusammenarbeit, 
unter Berücksichtigung bestehender und 
zukünftiger Abkommen auf nationaler und 
internationaler Ebene

o �Entbürokratisierung bei der Ausstellung 
von Geschäftsvisa, um Einreise von Ge-
schäftspartnerinnen und -partnern heimi-
scher Unternehmen zu vereinfachen (z.B. 
Weiterführung der Initiative „Red-White-
Red Carpet“)

• �Bekenntnis zu aktiver, fairer Handelspolitik 
auf Basis österreichischer und europäischer 
Regeln und Standards

o �Österreich setzt sich aktiv auf nationaler, 
europäischer und internationaler Ebe-
ne für eine strategische Ausrichtung der 
EU-Handelspolitik sowie eine Reform für 
eine handlungsfähige WTO ein (insbeson-
dere zur überholten Stellung Chinas als 
Entwicklungsland und der Einführung von 
CO2-Zöllen).

o �Österreich tritt dafür ein, dass die EU ihr 
wirtschaftliches und politisches Gewicht 
in der Welt nutzt, um durch faire und 
transparente Handelsverträge weltweiten 
Wohlstand zu fördern und die Ökologisie-
rung zu beschleunigen.

o �Internationale Handelsabkommen mit Be-
teiligung der EU müssen dabei den hohen 
Standards der EU entsprechen (Menschen-
rechte, Umweltinteressen, Sustainable De-
velopment Goals, Arbeitsrechte). 

o �Österreich tritt auf OECD-Ebene dafür 
ein, dass die dort verhandelten Musterab-
kommen den oben genannten Grundsät-
zen der österreichischen Handelspolitik 
entsprechen.

o �Österreich setzt sich auf EU-Ebene, in en-
ger Abstimmung mit der Europäischen 
Kommission, für die Schaffung eines mul-
tilateralen Investitionsgerichtshofes zur 
Beilegung von Streitigkeiten mit Drittstaa-
ten ein (ständige Richterinnen und Richter, 
keine Laienrichterinnen und -richter).

• �Österreich wird sich, gemeinsam mit 
seinen europäischen Partnern, für eine 
Deeskalation internationaler Handelskon-
flikte einsetzen.
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Entbürokratisierung und  
Modernisierung der Verwaltung
• �Plan zur Steigerung der Effizienz und Qua-

lität in der Verwaltung (Entbürokratisierung) 
im ersten halben Jahr in jedem Ministerium 
entwickeln und abstimmen

o �Eine Monitoringstelle einrichten, die den 
Fortschritt bei der Entbürokratisierung 
messbar macht und als Ansprechpartner 
für Betroffene agieren kann

• �„Beraten vor strafen“ umsetzen: Es soll das 
Ziel der Verwaltung sein, Fehlverhalten zwar 
zu bestrafen, aber es im besten Fall gar 
nicht dazu kommen zu lassen, indem man 
Unternehmerinnen und Unternehmer dabei 
unterstützt, regelkonform zu arbeiten.

• �Widersprüche bereinigen: Die Bundesre-
gierung verpflichtet sich zu einer gesamt-
haften Prüfung relevanter Vorschriften für 
Unternehmen, um mögliche Widersprüche 
in unterschiedlichen Bereichen (z.B. Arbeits-
recht, Hygienevorschriften, Bauordnung 
etc.) zu harmonisieren, ohne eine Verwässe-
rung von sinnvollen Standards.

• �Once-Only-Prinzip für Unternehmen umset-
zen, um Datenmeldungen zwischen Unter-
nehmen und Verwaltung zu verringern: Alle 
relevanten unternehmensbezogenen Daten 
sollen Verwaltungsbehörden nur einmal 
kommuniziert werden müssen und ab dann 
bei unterschiedlichen Behördenwegen  

• �Investitionskontrolle umsetzen und kritische 
Industriezweige schützen: Während inter-
nationale Investitionen, die lokale Jobs und 
Wertschöpfung schaffen, grundsätzlich wün-
schenswert sind, muss die Politik dafür sor-
gen, dass es nicht zu einem Ausverkauf kriti-
scher Technologie und Infrastruktur kommt. 

o �Direktinvestitionen aus unterschiedlichen 
Drittstaaten dürfen nicht dazu führen, dass 
bestimmte Zukunftstechnologien aus dem 
europäischen Binnenmarkt abwandern.

o �Die Bundesregierung setzt sich auf 
EU-Ebene für eine stärkere staatliche  
Investitionskontrolle ein.

o �In einem ersten Schritt soll Österreich 
mit gutem Beispiel vorangehen und eine 
entsprechende Reform des Außenwirt-
schaftsgesetzes umsetzen: Der Schwel-
lenwert für die Genehmigungspflicht soll 
auf 10% gesenkt werden und neue Prüfkri-
terien für kritische Technologie und Infra-
struktur festgesetzt werden. Die Ressorts 

für Wirtschaft, Außenpolitik und Finanzen 
sollen hierbei, gemeinsam mit der ÖBAG, 
zusammenarbeiten.

• �Einrichtung eines Produktivitätsrates gemäß 
der EU-Ratsempfehlung: Prüfung einer An-
siedelung beim bereits bestehenden Fiskal-
rat oder anderen Institutionen (z.B. WIFO, 
IHS etc.)

• �Die Bundesregierung bekennt sich zum ak-
tiven Beteiligungsmanagement der ÖBAG, 
dazu zählt die aktive Wahrnehmung der 
Eigentümerrechte der Republik. Auch die 
ÖBAG soll zur Umsetzung der Standort-
strategie beitragen, um in den kommenden 
Jahren und Jahrzehnten Wertschöpfung 
und Arbeitsplätze in Österreich zu halten 
und weiter auszubauen sowie einen Beitrag 
zu Klima- und Umweltschutz zu leisten, z.B. 
Incentivierung Flottenumbau E-Mobilität, 
Car-Sharing Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter, Einsatz von ökologischen Baustoffen 
bzw. erneuerbaren Energieträgern in der öf-
fentlichen Bauwirtschaft.
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automatisiert abrufbar sein. Dabei sollen 
alle Datenschutzstandards eingehalten wer-
den und die Datendichte bzw. Datenquali-
tät aufrechterhalten werden.

• �Gold-Plating reduzieren: Nationale Ver-
schärfungen über EU-Vorgaben, die keine 
sachliche Rechtfertigung haben, gilt es zu 
vermeiden bzw. zu reduzieren.

o �Erarbeitung eines Konzepts, um möglichst 
viele nicht durch EU-Vorgaben notwendi-
ge Betriebsbeauftragte freiwillig zu stellen 

o �Statistische Abgaben/Informationspflich-
ten für Unternehmen sollen sich stärker an 
EU-Vorgaben orientieren.

o �Bürokratieabbau im Vergabeverfahren 
(unter Berücksichtigung des Bestbieter-
prinzips)

• �Verfahrensbeschleunigung unter Wahrung 
hoher Qualität

o �Prüfung einer Reform des Verfahrens-
rechts im AVG (Allgemeines Verwaltungs-
verfahrensgesetz; wurde seit 1998 nicht 
mehr weiterentwickelt)

o �Digitalen Bescheid ermöglichen (Kund-
machungsvorschriften)

o �Fristen bei digitaler Einbringung auf 24 
Uhr des entsprechenden Tages ausweiten

o �Flexibilisierung bei Sachverständigen, um 
bei mangelnder Verfügbarkeit zu lange 
Wartefristen künftig zu vermeiden

• �Veröffentlichungspflicht in Papierform in der 
Wiener Zeitung abschaffen

• �Lohnverrechnung vereinfachen 

o �Strukturelle Vereinfachung der Lohnver-
rechnung (bessere Koordinierung der 
einzelnen Player: Finanzamt, Gebietskran-
kenkasse und Gemeinden)

o �Harmonisierung der Beitrags- und Bemes-
sungsgrundlage so weit als möglich

o �Reduktion der Komplexität und Doku-
mentationserleichterungen

o �Prüfung der Vereinfachung und Reduktion 
von Ausnahme- und Sonderbestimmungen

o �Verpflichtende Anführung der Dienstge-
berabgaben am Lohnzettel

• �Planungssicherheit und Bürokratieabbau 
bei Förderungen (z.B. Entscheidung über 
Förderanträge innerhalb definierter Fris-
ten, objektive Wirkungsziele, Abwicklungs-
kooperationen von Bund und Ländern)

• �Verhaltenswissenschaftliche Erkenntnisse 
verstärkt nutzen, um Verwaltungsabläufe ef-
fizienter zu gestalten und Bürokratie zu re-
duzieren (Verhaltensökonomie)

• �Prüfung, ob handelsübliche Überbegriffe 
bei Warenbezeichnungen (z.B. Obst, Ge-
müse) bei den Registrierkassen beibehalten 
werden können, um vor allem kleine und 
mittlere Händlerinnen und Händler zu ent-
lasten; mögliche Verlängerung der beste-
henden Ausnahmen

• �Normenwesen reformieren, um hohe  
österreichische Standards beizubehalten 
(z.B. Konsumentenschutz), aber gleichzeitig 
unnötige Mehrausgaben für Unternehmen 
vermeiden

• �Dienstleistungsscheck entbürokratisieren 
und digitalisieren
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EPUs & KMUs
Mehr als 99% der heimischen Unternehmen 
sind kleine und mittlere Unternehmen 
(KMUs), die für den Großteil der 
Arbeitsplätze in Österreich verantwortlich 
sind – sie bilden das Rückgrat unserer 
Wirtschaft und unseres Wohlstands. 
Die Bundesregierung verbessert die 
Rahmenbedingungen für KMUs und  
Ein-Personen-Unternehmen (EPUs), indem 
steuerliche Vereinfachungen umgesetzt 
werden, die Verwaltung moderne digitale 
Services anbietet und Bürokratie ab- 
gebaut wird.

Die Bundesregierung bekennt sich dazu, 
die Rechtssicherheit für EPUs und KMUs zu 
erhöhen und sie auch spürbar zu entlasten. 
Weiters soll der heimische Kapitalmarkt 
ausgebaut werden, um innovative KMUs und 
Start-ups in ihrem Wachstum zu unterstützen 
– hierfür braucht es verbesserte Anreize für 
privates Risikokapital und eine Stärkung des 
öffentlichen Risikokapitalmarktes. Die Rolle 
von „Social Entrepreneurs“, die mit innovativen 
Geschäftsmodellen gesellschaftlichen Heraus- 
forderungen neu begegnen, soll dabei 
besonders berücksichtigt werden.
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Rechtssicherheit und Entlastung  
für Selbstständige und KMUs
• �Das GmbH-Mindeststammkapital auf 10.000 

Euro senken

• �Evaluierung einer Verbesserung der sozi-
alen Absicherung der Gruppe der Selbst-
ständigen (ehem. SVA-Versicherte) im Rah-
men der Zusammenführung der Träger SVA 
und SVB zu SVS 

• �Regelmäßige und frühzeitige Informations-
verpflichtung der SVS bzgl. der Nachbe-
messung nach dem 3. Jahr und bzgl. der 
freiwilligen Höherversicherung – „opt-in“ 
bzw. Verbesserung der Information zur frei-
willigen Arbeitslosenversicherung

• �Rechtssicherheit in der Abgrenzung von 
Selbstständigkeit und Dienstverhältnissen: 
Der Dienstnehmerbegriff soll im Sozialversi-
cherungs- sowie Steuerrecht vereinheitlicht 
und klarer umschrieben werden, um Rechts-
sicherheit zu schaffen. Dabei ist sowohl auf 
die Privatautonomie (bzw. Entscheidungs-
freiheit, „Recht auf Selbstständigkeit“) 
als auch auf Missbrauchsfälle im Bereich 
der Scheinselbstständigkeit ein besonde-
res Augenmerk zu legen. Hierbei sind im  
Besonderen die Mehrfachversicherung und  
damit in Zusammenhang stehende Probleme  
zu evaluieren. 

• �Evaluierung eines Modells, um die soziale 
Absicherung in der Startphase der Unter-
nehmertätigkeit sicherzustellen

• �Leichtere Absetzbarkeit von Arbeitszim-
mern: Die steuerliche Absetzbarkeit von Ar-
beitszimmern zuhause (anteilig am Gesamt-
wohnraum) soll ausgeweitet werden, indem 
analysiert wird, ob die Voraussetzungen 
„ausschließliche, berufliche Nutzung“ und 
„Mittelpunkt der Erwerbstätigkeit“ noch 
zeitgemäß sind bzw. wie diese Regelung 

vereinfacht und der heutigen Arbeitswelt 
angepasst werden kann. Eine Pauschalie-
rung soll angestrebt werden. 

• �Erhöhung der Freigrenze für geringwertige 
Wirtschaftsgüter (GWG) auf 1.000 Euro, 
mit Ziel einer weiteren Erhöhung auf 1.500 
Euro für GWG mit besonderer Energieeffi-
zienzklasse (mit minimalem bürokratischen  
Aufwand)

• �Vereinfachung ausgewählter sonstiger Be-
züge (z.B. Vergleiche, Kündigungsentschä-
digungen etc.) mit dem Ziel, die Komple-
xität zu reduzieren. Daher soll durch eine 
einheitliche Besteuerung mittels pauscha-
len Steuersatzes eine Vereinfachung er-
reicht werden.

• �Modernisierung der Gewinnermittlung, z.B. 
die „Unternehmensgesetzbuch-Bilanz“ und 
die „Steuerbilanz“ sollen stärker zusam-
mengeführt werden („Einheitsbilanz“) (u.a. 
abweichendes Wirtschaftsjahr für alle Bilan-
zierer, Harmonisierung der Firmenwertab-
schreibung) 

• �Förderung des Prinzips „Reparieren statt 
wegwerfen“ durch steuerliche oder andere 
Anreizmaßnahmen zur gleichzeitigen Stär-
kung von Gewerbe und Handwerk

• �Erleichterungen für Betriebsübergaben: 

o �Unternehmensübergaben in der Familie 
sollen erleichtert werden.

o �Weiters soll eine zweijährige „grace pe-
riod“ eingeführt werden, in der nur die 
nötigsten betrieblichen Kontrollen durch-
geführt werden und an deren Ende der 
Übertritt in das Regelregime stattfindet.
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• �Die Bundesregierung bekennt sich grund-
sätzlich zur Förderung der Weiterbildung 
der Unternehmerinnen und Unternehmer, 
vor allem EPU und KMU, durch steuerliche 
oder andere Maßnahmen.

• �Kleinunternehmer-Steuererklärungen  ver- 
einfachen: Besonders für Einnahmen-Aus-
gaben-Rechner sollen bürokratische Ver- 
einfachungen durch intuitive Online- 
Eingabemasken ausgebaut werden  
(„Steuer-App“).

• �Die Bundesregierung bekennt sich zur Stär-
kung der Rolle von Frauen in der Unterneh-
merschaft und damit zu spezifischen Förder-
programmen in der Gründungssituation.

• �Einführung eines Qualifizierungsschecks 
für Wiedereinsteigerinnen und -einsteiger 
sowie Langzeitarbeitslose, damit Unterneh-
men punktgenau Schulungen und Fortbil-
dungen finanzieren können 

• �Die Bundesregierung bekennt sich zur Stär-
kung wirtschaftlicher Kooperationsmodelle 
in der Rechtsform der Genossenschaft. Wir 
wollen Genossenschaften als nachhaltige 

und krisenfeste Unternehmensform in den 
unterschiedlichsten Wirtschaftsbereichen 
stärken, um folgende Ziele zu erreichen: 

o �Unterstützung der kleinen und mittelstän-
dischen Unternehmen in den Regionen im 
Wettbewerb, z.B. durch gemeinsame Pro-
jekte der Digitalisierung 

o �Gründung und Etablierung von lokalen 
und nationalen Initiativen im Bereich des 
kooperativen Wirtschaftens und Sharing 
Economy als Alternative zu den Angebo-
ten internationaler Konzerne

o �Ausbau und Absicherung der kommuna-
len Infrastruktur in den ländlichen Regio-
nen unter Einbeziehung von bürgerlichem 
Engagement

o �Ausbau der Versorgungssicherheit für die 
Bürgerinnen und Bürger durch Koopera-
tionen insbesondere im Bereich Gesund-
heit, Pflege und Energie
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Innovation durch Risikokapital  
ermöglichen
• �Verbesserte Anreize für privates Risiko- 

kapital für innovative Start-ups und KMUs

o �Start-up- und KMU-Finanzierung: Um den 
österreichischen Standort und vor allem 
die Gründung neuer Unternehmen mit 
innovativen Ideen (inkl. Social Entrepre-
neurship) und deren Wachstum zu fördern, 
soll privates Risikokapital mobilisiert wer-
den, z.B. durch die Einführung und Locke-
rung der Verlustverrechnungsmöglichkeit 
bei Einkünften aus Kapitalvermögen. Ak-
tuell können private Investorinnen und In-
vestoren Verluste aus der Beteiligung an 
Start-ups nur mit bestimmten positiven 
Kapitaleinkünften und nur im gleichen 
Jahr ausgleichen – zukünftig soll die Ver-
lustverrechnung auch über mehrere Jahre 
hinweg erfolgen können.

o �Prüfung einer steuerlichen Absetzbarkeit 
von Anschub- und Wachstumsfinanzie-
rung für innovative Start-ups und KMUs 
mit Obergrenze pro Investment (z.B.  
€ 100.000 über 5 Jahre absetzbar) und ei-
ner Gesamtdeckelung – nach Vorbild des 
erfolgreichen (Seed) Enterprise Investment 
Scheme (SEIS/EIS) in Großbritannien 

o �Institutionelle Investoren, wie Pensions-
kassen, Vorsorgekassen und Versicherun-
gen, sollen in langfristige, innovative Anla-
geformen (inkl. ökologischem und Social 
Impact) investieren dürfen (z.B. Seed-Fi-
nanzierung für Start-ups und KMUs). Die 
zugrundeliegenden Kataloge zulässiger 
Veranlagungen sollen entsprechend ange-
passt werden (in Einklang mit EU-Recht). 

o �Die Bundesregierung bekennt sich zur 
Stärkung bestehender Mikrokreditpro-
gramme und zur besseren Bekanntma-
chung der Möglichkeit der Social-Impact- 
Bond-Finanzierung.

o �Gesellschaftsform für den alternativen In-
vestmentfonds nach Vorbild SICAV (So-
ciété d’investissement à capital variable) 
mit variablem Kapital ermöglichen. Dabei 
werden hohe Transparenzstandards sowie 
der Anlegerschutz berücksichtigt. 

• �Vereinheitlichung und Stärkung des öffentli-
chen Risikokapitals

o �Verstärkte Kooperation des Bundes mit 
der Österreichischen Kontrollbank (OeKB)

o �Vergabeprozess der Österreichischen 
Entwicklungsbank AG (OeB) weniger bü-
rokratisch gestalten, um zügigere Ent-
scheidungen zu ermöglichen, z.B. Geneh-
migungsverfahren für Afrika-Fazilität

o �Ausbau der Verfügbarkeit von Wachs-
tumskapital für Start-ups und KMUs (Fi-
nanzierungsvolumen € 2 Mio. bis € 20 
Mio.) in Zusammenarbeit mit privaten In-
vestorinnen und Investoren. Mögliche in-
ternationale Beispiele wären z.B. Modell 
Schweiz (Corporate Venture Fund unter 
Einbindung österreichischer Leitbetriebe) 
oder Modell Dänemark (Dachfonds/Fund 
of Funds Lösung).

o �Verstärkte Zusammenarbeit des Bundes 
mit der Kommunalkredit Public Consul-
ting (KPC) zur zielorientierten Förderung 
von Klima- und Umweltschutzprojekten
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o �Verstärkte Koordinierung und mögliche 
Zusammenführung der Finanzierungsakti-
vitäten von aws und FFG 

o �Verbesserte Governance der österrei-
chischen Förderlandschaft/Risikokapital-
struktur zur Vermeidung von Doppelglei-
sigkeiten

• �Stärkere Nutzung von European Fund for 
Strategic Investments (EFSI) durch eine 
zentrale Förderstelle bzw. einen zentralen 
Ansprechpartner in Österreich sowie durch 
Standardisierung und Bündelung von Pro-
jekten, um Fördergelder optimal abzuholen 
und einzusetzen

• �Neue Finanzierungsmodelle für Unterneh-
men fördern

o �Überführung des Pilotprogramms „aws 
Garantiepromesse“ (zuerst zur aws, 
dann Bank) in ein Regelprogramm: Das 
derzeitige aws-Pilotprogramm für Vor-
abgarantien für KMU soll dauerhaft 
weitergeführt werden.

o �Weiterentwicklung der Garantiemöglich-
keiten im Rahmen von KMU-Fördergesetz 
und Garantiegesetz (adäquate Risikoan-
teile und Garantiequoten bei nicht inves-
tiven Maßnahmen, Flexibilisierung der 
Entgelte)

• �Zielgruppenspezifische öffentliche Finan-
zierungsinstrumente bzw. Ausweitung und  
Öffnung bestehender Finanzierungspro-
gramme für Social Entrepreneurs

• �Die Bundesregierung bekennt sich zur steu-
erlichen Begünstigung der gemeinnützigen 

Aktivitäten von Stiftungen und prüft die  
weitere Förderung sozialer Innovationen.

• �Prüfung einer Reform der Gemeinnützig-
keitsbestimmung durch Ausweitung auf  
Social Entrepreneurs

Social Entrepreneurship


